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 73/276. Interne Rechtspflege bei den Vereinten Nationen 
 

 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf Abschnitt XI ihrer Resolution 55/258 vom 14. Juni 2001 und ihre 

Resolutionen 57/307 vom 15. April 2003, 59/266 vom 23. Dezember 2004, 59/283 vom 

13. April 2005, 61/261 vom 4. April 2007, 62/228 vom 22. Dezember 2007, 63/253 vom 

24. Dezember 2008, 64/233 vom 22. Dezember 2009, 65/251 vom 24. Dezember 2010, 

66/237 vom 24. Dezember 2011, 67/241 vom 24. Dezember 2012, 68/254 vom 27. Dezem-

ber 2013, 69/203 vom 18. Dezember 2014, 70/112 vom 14. Dezember 2015, 71/266 vom 

23. Dezember 2016 und 72/256 vom 24. Dezember 2017, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über die interne Rechtspflege bei 

den Vereinten Nationen1 und über die Tätigkeit des Büros für die Ombuds- und Mediations-

dienste der Vereinten Nationen2, des Berichts des Rates für interne Rechtspflege über die 

interne Rechtspflege bei den Vereinten Nationen3 und des entsprechenden Berichts des Be-

ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen4 sowie des Schreibens der Prä-

sidentin der Generalversammlung vom 13. November 2018 an die Vorsitzende des Fünften 

Ausschusses5, 

 1. nimmt Kenntnis von den Berichten des Generalsekretärs über die interne Rechts-

pflege bei den Vereinten Nationen1 und über die Tätigkeit des Büros für die Ombuds- und 

Mediationsdienste der Vereinten Nationen2, dem Bericht des Rates für interne Rechtspflege 

_______________ 

1 A/73/217 und A/73/217/Add.1. 

2 A/73/167. 

3 A/73/218. 

4 A/73/428. 

5 A/C.5/73/11. 
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über die interne Rechtspflege bei den Vereinten Nationen3 und dem entsprechenden Bericht 

des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen4; 

 2. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Resolution den Schlussfol-

gerungen und Empfehlungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses an; 

I 

System der internen Rechtspflege 

 3. betont, wie wichtig der Grundsatz der richterlichen Unabhängigkeit im System 

der internen Rechtspflege ist; 

 4. betont, wie wichtig es ist, allen Bediensteten ungeachtet ihres Dienstorts den 

Zugang zum System der internen Rechtspflege zu gewährleisten; 

 5. stellt fest, dass das System der internen Rechtspflege sich weiterentwickelt und 

dass seine Anwendung sorgfältig überwacht werden muss, um sicherzustellen, dass es im 

Rahmen der von der Generalversammlung festgelegten Parameter bleibt; 

 6. bekräftigt ihren Beschluss in Ziffer 4 der Resolution 61/261, ein neues, unab-

hängiges, transparentes, professionalisiertes, mit angemessenen Ressourcen ausgestattetes 

und dezentralisiertes System der internen Rechtspflege einzurichten, das mit den einschlä-

gigen Regeln des Völkerrechts und den Grundsätzen der Rechtsstaatlichkeit und eines ord-

nungsgemäßen Verfahrens im Einklang steht und gewährleistet, dass die Rechte und Pflich-

ten der Bediensteten geachtet werden und sowohl Führungskräfte als auch Bedienstete re-

chenschaftspflichtig sind; 

 7. stellt fest, dass das System der internen Rechtspflege im Bewusstsein der Be-

diensteten nach wie vor nicht fest verankert zu sein scheint, und fordert den Generalsekretär 

nachdrücklich auf, seine Informationsarbeit weiter zu verstärken und auszuweiten, um die 

Rolle und Arbeitsweise der verschiedenen Komponenten des Systems und die von ihm ge-

botenen Möglichkeiten der Behandlung arbeitsbezogener Beschwerden stärker bewusst zu 

machen, unter besonderer Beachtung der Feldmissionen und -büros; 

 8. verweist auf Ziffer 27 ihrer Resolution 71/266, betont ferner, wie wichtig die 

weitere Umsetzung einer umfassenden Informations- und Kommunikationsstrategie für alle 

Bediensteten ist, die von der formellen und der informellen Komponente des Systems der 

internen Rechtspflege erfasst werden, und bittet den Generalsekretär in dieser Hinsicht, im 

Rahmen der vorhandenen Mittel weitere Maßnahmen gemäß Ziffer 44 des Berichts des Ra-

tes für interne Rechtspflege zu ergreifen, um dafür zu sorgen, dass die Bediensteten das 

System besser kennen und verstehen; 

 9. begrüßt die Analyse der tieferen Ursachen von Konflikten, die in dem Bericht 

des Generalsekretärs über die Tätigkeit des Büros für die Ombuds- und Mediationsdienste 

der Vereinten Nationen enthalten ist, betont, wie wichtig es ist, die Managementleistung und 

die Kommunikation mit den Bediensteten zu verbessern, legt dem Generalsekretär eindring-

lich nahe, auch weiterhin die in dem Bericht genannten systemischen Fragen anzugehen, um 

die Richtlinien und Verfahren der Organisation zu verbessern, und ersucht den Generalse-

kretär, im Rahmen seines nächsten Berichts über die Veränderungen zu informieren, die sich 

aus den getroffenen Maßnahmen ergeben haben; 

 10. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin dafür zu sorgen, dass im gesamten 

Sekretariat eine starke Kultur der Rechenschaftspflicht besteht und dass Bedienstete aller 

https://undocs.org/ot/A/RES/61/261
https://undocs.org/ot/A/RES/71/266
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Kategorien, die im Arbeitsumfeld möglicherweise verbotenen Verhaltensweisen ausgesetzt 

waren, Zugang zu wirksamen Rechtsbehelfen haben6; 

 11. nimmt Kenntnis von der neuen überarbeiteten Richtlinie für den Schutz vor Ver-

geltungsmaßnahmen für die Meldung von Fehlverhalten und die Kooperation bei ordnungs-

gemäß genehmigten Überprüfungen oder Untersuchungen7 und den laufenden Anstrengun-

gen, die Bestimmungen und die Umsetzung der Richtlinie jährlich zu überprüfen und zu 

bewerten, und ersucht den Generalsekretär in dieser Hinsicht, im Rahmen seines nächsten 

Berichts über das System der internen Rechtspflege darüber Bericht zu erstatten, wie mit 

Vergeltungsmaßnahmen gegen Bedienstete umgegangen wird, die Fälle beim Gericht der 

Vereinten Nationen für dienstrechtliche Streitigkeiten oder beim Revisionsgericht der Ver-

einten Nationen einreichen oder als Zeuginnen oder Zeugen erscheinen; 

II 

Informelles System 

 12. erkennt an, dass das informelle System der internen Rechtspflege eine effiziente 

und wirksame Option für Bedienstete ist, bei Beschwerden um Abhilfe zu ersuchen, wie 

auch für Führungskräfte, daran mitzuwirken; 

 13. bekräftigt, dass die informelle Konfliktbeilegung ein entscheidender Bestandteil 

des Systems der internen Rechtspflege ist, betont, dass so weit wie möglich vom informellen 

System Gebrauch gemacht werden soll, um unnötige Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden, un-

beschadet des grundlegenden Rechts der Bediensteten auf Zugang zum formellen System, 

und ermutigt dazu, die informelle Streitbeilegung in Anspruch zu nehmen; 

 14. begrüßt und anerkennt, dass zahlreiche Fälle durch Mediation geschlichtet wer-

den, bestärkt das Büro für die Ombuds- und Mediationsdienste der Vereinten Nationen dar-

in, seine Bemühungen zur informellen Beilegung von Streitigkeiten fortzusetzen, und er-

sucht den Generalsekretär, auch künftig detaillierte Informationen über die Tätigkeit des 

Büros vorzulegen, einschließlich statistischer Übersichten der Fälle, bei denen in die Media-

tion gegangen wurde; 

 15. ermutigt das Büro für die Ombuds- und Mediationsdienste der Vereinten Natio-

nen, seine Informationsarbeit zur Förderung der informellen Beilegung von Streitigkeiten 

zu verstärken; 

 16. verweist auf Ziffer 37 des Berichts des Beratenden Ausschusses und ersucht den 

Generalsekretär, im Rahmen der vorhandenen Mittel das Pilotprojekt für den Zugang Nicht-

bediensteter zu informellen Streitbeilegungsdiensten einzurichten; 

 17. beschließt, dass das Pilotprojekt das Mandat des Büros für die Ombuds- und 

Mediationsdienste der Vereinten Nationen nicht berühren wird, und erkennt an, dass das 

Büro beschließen kann, Nichtbedienstete mit Informationen anzusprechen; 

 18. ersucht den Generalsekretär, zur Bewertung des aufgrund von Diensten für 

Nichtbedienstete entstehenden und prognostizierten Arbeitsanfalls sowohl quantitative als 

auch qualitative Analysen durchzuführen, einschließlich zur Art der Beschwerde und zur 

Effizienz der Fallbearbeitung, und ersucht den Generalsekretär, im Rahmen seines nächsten 

Berichts diese Informationen und nötigenfalls weitere Empfehlungen vorzulegen; 

_______________ 

6 ST/SGB/2008/5. 

7 ST/SGB/2017/2/Rev.1. 

https://undocs.org/ot/ST/SGB/2008/5
https://undocs.org/ot/ST/SGB/2017/2/Rev.1


A/RES/73/276 Interne Rechtspflege bei den Vereinten Nationen 

 

18-22662 4/7 

 

III 

Formelles System 

 19. erkennt an, dass das Rechtsberatungsbüro für Bedienstete fortlaufend einen po-

sitiven Beitrag zum System der internen Rechtspflege leistet; 

 20. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin dafür zu sorgen, dass Führungs-

kräfte, deren Entscheidungen für grob fahrlässig im Sinne der anwendbaren Personalvor-

schriften der Vereinten Nationen8 befunden wurden und zu Rechtsstreitigkeiten und finan-

ziellen Verlusten geführt haben, zur Rechenschaft gezogen werden, und der Generalver-

sammlung auf ihrer vierundsiebzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 21. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von der Zahl der beim Gericht der Vereinten Na-

tionen für dienstrechtliche Streitigkeiten anhängigen Klagen; 

 22. verweist auf Ziffer 10 des Berichts des Beratenden Ausschusses, stellt fest, dass 

die Zahl der bei den verschiedenen Komponenten des formellen Systems eingereichten Fälle 

weiter von Jahr zu Jahr variiert, unterstreicht, dass die Trends bei den neu eingereichten 

Fällen weiter analysiert werden müssen, und ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin 

statistische Angaben zu den bei den verschiedenen Institutionen des Systems anhängigen 

Fällen zu sammeln und Bemerkungen zu diesen Angaben in künftige Berichte aufzunehmen; 

 23. ersucht den Generalsekretär, den Rat für interne Rechtspflege zu bitten, entspre-

chend seiner Aufgabenstellung darüber zu wachen und Bericht zu erstatten, inwieweit die 

Urteile zeitnah erlassen werden, und seine Auffassungen zur Anwendung des Systems der 

internen Rechtspflege vorzulegen; 

 24. verweist auf Ziffer 14 des Berichts des Beratenden Ausschusses, ersucht die Prä-

sidentin des Gerichts für dienstrechtliche Streitigkeiten und den Ersten Kanzler des Gerichts 

für dienstrechtliche Streitigkeiten und des Revisionsgerichts, gemeinsam einen Plan für die 

Erledigung der Fälle zu erarbeiten und umzusetzen, der eine Echtzeit-Übersicht über den 

Stand der Bearbeitung sowie Leistungsindikatoren für die Erledigung der anhängigen Fälle 

umfasst, nimmt Kenntnis von den Empfehlungen 7 bis 11 im Bericht des Rates für interne 

Rechtspflege zur Frage der richterlichen und operativen Effizienz, unterstreicht, dass die 

administrative Effizienz verbessert werden muss, und ersucht den Generalsekretär, der Ge-

neralversammlung auf ihrer vierundsiebzigsten Tagung über die erzielten Fortschritte Be-

richt zu erstatten; 

 25. ersucht den Generalsekretär, die Daten über die Zahl der bei der Gruppe Ver-

waltungsinterne Kontrolle und beim Gericht für dienstrechtliche Streitigkeiten eingereichten 

Fälle weiter zu erfassen, um sich abzeichnende Trends zu erkennen, und seine Bemerkungen 

zu diesen Statistiken in künftige Berichte aufzunehmen; 

 26. nimmt Kenntnis von dem weiter steigenden Arbeitsvolumen beim Rechtsbera-

tungsbüro für Bedienstete, bringt ihre Befriedigung darüber zum Ausdruck, dass die bei dem 

Büro eingegangenen Ersuchen um Rechtsberatung zumeist ohne Rückgriff auf einen for-

mellen Mechanismus geregelt oder anderweitig erledigt wurden, und erkennt an, dass das 

Büro mit ausreichenden Ressourcen ausgestattet sein soll; 

 27. nimmt außerdem davon Kenntnis, dass die Zahl der sich vor dem Gericht für 

dienstrechtliche Streitigkeiten selbst vertretenden Streitparteien nach wie vor hoch ist, er-

sucht den Generalsekretär, im Rahmen der vorhandenen Mittel seine Vorschläge, den sich 

selbst vertretenden Streitparteien Orientierungshilfe zu geben und sie besser in die Lage zu 

_______________ 

8 ST/SGB/2018/1. 

https://undocs.org/ot/ST/SGB/2018/1
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versetzen, das System zu verstehen und zu nutzen und Probleme hinsichtlich der Effizienz 

zu mildern, weiterzuverfolgen, und ersucht den Generalsekretär in dieser Hinsicht, dieser 

Frage weiter nachzugehen und der Generalversammlung auf ihrer vierundsiebzigsten Ta-

gung darüber Bericht zu erstatten; 

 28. nimmt Kenntnis von Ziffer 30 des Berichts des Beratenden Ausschusses, be-

schließt, den Mechanismus zur freiwilligen Zusatzfinanzierung für das Rechtsberatungsbüro 

für Bedienstete um einen Zeitraum von drei Jahren, vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezem-

ber 2021, zu verlängern, und ersucht den Generalsekretär, im Rahmen künftiger Berichte 

weiter aktuelle Informationen dazu vorzulegen; 

 29. unterstreicht, dass Veränderungen des Mechanismus zur freiwilligen Finanzie-

rung durch Bedienstete keine Auswirkungen auf die Art der Finanzierung des Rechtsbera-

tungsbüros für Bedienstete haben; 

 30. stellt fest, dass die Nichtbeteiligung am Mechanismus zur freiwilligen Finanzie-

rung durch Bedienstete nach wie vor hoch ist, und legt in dieser Hinsicht dem Generalsekre-

tär nahe, die Anreize für eine Beteiligung der Bediensteten zu verstärken, insbesondere an 

Orten und in Institutionen der Vereinten Nationen, wo diese gering ist; 

 31. betont, dass weiter nach Wegen gesucht werden muss, wie die Bediensteten für 

die Wichtigkeit finanzieller Beiträge zum Rechtsberatungsbüro für Bedienstete sensibilisiert 

werden können, und ersucht den Generalsekretär, in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des 

Koordinierungsrats der Leiterinnen und Leiter der Organisationen des Systems der Verein-

ten Nationen die Leiterinnen und Leiter zu ermutigen, diesbezüglich mit ihrem jeweiligen 

Personal zu kommunizieren; 

 32. nimmt Kenntnis von den Ziffern 20 und 21 des Berichts des Beratenden Aus-

schusses und genehmigt die Ersetzung der drei Ad-litem-Richter beim Gericht für dienst-

rechtliche Streitigkeiten durch vier Richter mit halber Arbeitszeit, die entsprechend der Zahl 

der Fälle und bei Abwesenheiten, die sich auf die Arbeit des Gerichts auswirken, zum Ein-

satz kommen; 

 33. beschließt, Artikel 4 Absatz 1 des Statuts des Gerichts für dienstrechtliche Strei-

tigkeiten wie folgt zu ändern: 

 „Das Gericht besteht aus drei hauptamtlichen Richtern mit voller Arbeitszeit und sechs 

Richtern mit halber Arbeitszeit.“ 

 34. beschließt außerdem, Artikel 5 des Statuts des Gerichts für dienstrechtliche 

Streitigkeiten wie folgt zu ändern: 

 „1. Die drei hauptamtlichen Richter üben ihr Amt in New York, Genf beziehungs-

weise Nairobi aus. 

 2. Die Richter mit halber Arbeitszeit kommen für einen kumulativen Zeitraum von 

bis zu sechs Monaten pro Jahr zum Einsatz; der Präsident entscheidet darüber auf der Grund-

lage der Zahl der Fälle und etwaiger Abwesenheiten von Richtern, durch die die Arbeit des 

Gerichts beeinträchtigt wird. 

 3. Das Gericht kann Sitzungen an anderen Dienstorten als New York, Genf oder 

Nairobi abhalten, wenn die Zahl der Fälle es erfordert.“ 

 35. legt dem Gericht für dienstrechtliche Streitigkeiten nahe, für den Einsatz der 

Richter mit halber Arbeitszeit vollen Gebrauch von der Telearbeit zu machen und so einen 

effizienten Ressourceneinsatz zu fördern, und ersucht die Präsidentin des Gerichts, nach 

Konsultationen mit dem Ersten Kanzler vierteljährlich darüber zu entscheiden, ob und wo 

die Richter mit halber Arbeitszeit eingesetzt werden; 
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 36. unterstreicht, dass die Richter mit halber Arbeitszeit in bestimmten Jahren, in 

denen die Zahl der beim Gericht für dienstrechtliche Streitigkeiten anhängigen Fälle ihren 

Einsatz nicht rechtfertigt, möglicherweise überhaupt nicht oder für einen kumulativen Zeit-

raum von weniger als sechs Monaten eingesetzt werden; 

 37. beschließt, die Stellen der beiden Ad-litem-Richter in Genf und Nairobi und die 

Amtszeit der derzeit amtierenden Richter zu verlängern, bis der Rat für interne Rechtspflege 

Kandidatinnen und Kandidaten benannt und die Generalversammlung die oben genannten 

vier Richter mit halber Arbeitszeit ernannt hat, was spätestens am 31. Dezember 2019 erfol-

gen soll; 

 38. beschließt außerdem, die Stelle des Ad-litem-Richters in New York, die am 

31. Dezember 2018 ausläuft, nicht zu verlängern; 

 39. nimmt Kenntnis von Ziffer 26 des Berichts des Beratenden Ausschusses und bit-

tet den Rat für interne Rechtspflege, der Generalversammlung im Rahmen seines nächsten 

Berichts detailliertere Informationen über unerwartet frei gewordene Sitze vorzulegen, ein-

schließlich Informationen über den Umfang einer formellen Reserveliste von Kandidatinnen 

und Kandidaten; 

 40. billigt den in Ziffer 120 g) des Berichts des Generalsekretärs über die interne 

Rechtspflege9 enthaltenen Vorschlag zur Änderung des Artikels 7 der Verfahrensordnung 

des Revisionsgerichts; 

IV 

Sonstige Fragen 

 41. bittet den Sechsten Ausschuss, die rechtlichen Aspekte des vom Generalsekretär 

vorzulegenden Berichts zu prüfen, unbeschadet der Rolle des Fünften Ausschusses als des 

für Verwaltungs- und Haushaltsfragen zuständigen Hauptausschusses; 

 42. begrüßt weitere Stellungnahmen des Rates für interne Rechtspflege in seinem 

nächsten Bericht an die Generalversammlung über mögliche Wege zur Verbesserung der 

richterlichen und operativen Effizienz; 

 43. betont, dass der Rat für interne Rechtspflege dazu beitragen kann, im System 

der internen Rechtspflege Unabhängigkeit, Professionalität und Rechenschaftspflicht zu ge-

währleisten, und ersucht den Generalsekretär, den Rat zu beauftragen, die Auffassungen des 

Gerichts für dienstrechtliche Streitigkeiten wie auch des Revisionsgerichts in seine Berichte 

aufzunehmen; 

 44. betont außerdem, dass die Arbeit aller Bestandteile des Systems der internen 

Rechtspflege, einschließlich des Gerichts für dienstrechtliche Streitigkeiten und des Revi-

sionsgerichts, im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen und dem von der Gene-

ralversammlung gebilligten Rechts- und Regulierungsrahmen stehen muss, und hebt hervor, 

dass die Beschlüsse der Versammlung zu Fragen des Personalmanagements und zu Verwal-

tungs- und Haushaltsangelegenheiten ausschließlich der Überprüfung durch die Versamm-

lung selbst unterliegen; 

 45. bekräftigt, dass das Gericht für dienstrechtliche Streitigkeiten und das Revi-

sionsgericht im Einklang mit Ziffer 5 der Resolution 67/241 der Generalversammlung und 

_______________ 

9 A/73/217. 

https://undocs.org/ot/A/RES/67/241
https://undocs.org/ot/A/73/217
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Ziffer 28 ihrer Resolution 63/253 über die ihnen in ihrem jeweiligen Statut übertragenen 

Befugnisse hinaus keine weiteren Befugnisse haben; 

 46. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen der vorhandenen Mittel und als Beitrag 

zu den Erörterungen auf der vierundsiebzigsten Tagung der Generalversammlung in seinem 

nächsten Bericht eine umfassende Analyse der für Nichtbedienstete verfügbaren Rechtsbe-

helfe, einschließlich ihrer Wirksamkeit, und der möglichen Maßnahmen zur Verhinderung 

von Streitigkeiten und zur Beilegung bestehender Streitigkeiten inter partes vorzulegen, so-

wie bewährte Vorgehensweisen aufzuzeigen und sich dabei auf die Informationen und Vor-

schläge in den Berichten zu stützen, die er der Versammlung auf ihrer sechsundsechzigs-

ten10, siebenundsechzigsten11, zweiundsiebzigsten12 und dreiundsiebzigsten Tagung13 vor-

gelegt hat; 

 47. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Generalversammlung auf ihrer fünf-

undsiebzigsten Tagung im Rahmen der vorhandenen Mittel eine eingehende Bewertung der 

Auswirkungen der mit dieser Resolution eingeführten neuen Maßnahmen vorzulegen. 

65. Plenarsitzung 

22. Dezember 2018 

_______________ 

10 A/66/275 und A/66/275/Corr.1, Anhang II. 

11 A/67/265 und A/67/265/Corr.1, Anhänge IV-VI. 

12 A/72/204, Anhang II. 

13 A/73/217, Ziff. 96-105. 

https://undocs.org/ot/A/RES/63/253
https://undocs.org/ot/A/66/275
https://undocs.org/ot/A/66/275/Corr.1
https://undocs.org/ot/A/67/265
https://undocs.org/ot/A/67/265/Corr.1
https://undocs.org/ot/A/72/204
https://undocs.org/ot/A/73/217

